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Rechtssatz 

Mittelbare Ansprüche eines Arztes auf Sondergebühren können dann im Wege des § 2 Abs. 6 UStG 1994 dem 
Arzt zugerechnet werden, wenn der im Namen des Arztes eingehobene Anteil in der Abrechnung der 
Krankenanstalt - allenfalls in Ergänzung mit weiteren Unterlagen wie einem Rahmenvertrag - erkennbar 
ausgewiesen wird und in der Folge dem Arzt auch als solcher - allenfalls unter Abzug eines Bearbeitungsbeitrags 
- weitergeleitet wird. Nur dann kann es sich um ein lediglich in fremdem Namen verrechnetes Entgelt handeln 
und zu einer gesonderten Betrachtung dieses Entgeltteils führen. Wird hingegen vom Krankenhausträger ein 
"Arztanteil" verrechnet, der dann als solcher gar nicht an den Arzt weitergeleitet wird (sondern allenfalls 
lediglich mit einem jährlichen Betrag diesem gegenüber pauschal "abgegolten" wird), so erweist sich der 
Hinweis auf den Namen des Arztes auf der Abrechnung lediglich als nähere Information über die von der 
Krankenanstalt erbrachte Leistung und kann nicht von einem im Namen des Arztes eingehobenen gesonderten 
Entgelt gesprochen werden. 
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